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1 Sonderpfarrstellen

Landeskirchliche Sonderpfarrstellen - beispielsweise Krankenhauspfarrstellen, Jugendpfarrstellen, Hochschulpfarrstellen – spielen für den PfarrPlan nur in folgenden Hinsichten ausdrücklich eine Rolle:

· Der Sonderpfarrdienst wird im landeskirchlichen Zielstellenplan Sonderpfarrdienst geregelt und weiter entwickelt. Deshalb können Kirchengemeinden und Kirchenbezirke nicht über die Sonderpfarrstellen und deren Dienstaufträge verfügen. Aufgabenbereiche von Gemeindepfarrstellen sollen nicht auf Sonderpfarrstellen verlagert werden (beispielsweise auf Pfarrstellen für Altenheimseelsorge).
· Landeskirchliche Sonderpfarrstellen sollen nicht aufgeteilt und mit Gemeindepfarrstellen mit eingeschränktem Dienstauftrag verbunden werden. Hierdurch wären Interessen der Personalstrukturplanung, die eine bestimmte Teilbeschäftigung voraussetzt, tangiert. Außerdem könnte dadurch die Qualität des Sonderpfarrdienstes mit der Möglichkeit der Konzentration auf einen bestimmten Sonderbereich beeinträchtigt werden. Ausnahmefälle kann es geben, wenn eine gemeindebezogene Sonderpfarrstelle mit einer landeskirchlichen Sonderpfarrstelle in demselben Arbeitsfeld kombiniert wird (beispielsweise Krankenhaus- oder Jugendpfarrstelle), oder wenn die Anbindung an eine Gemeindepfarrstelle Voraussetzung für die Arbeit auf der Sonderpfarrstelle ist (z.B. Seelsorge für Seelsorger; siehe dazu den letzten Spiegelstrich). In Einzelfällen erfolgt die Prüfung durch das Fachdezernat. Das Fachdezernat ist rechtzeitig einzubeziehen.
· Predigtstellen, die in der Zuständigkeit von Sonderpfarrerinnen und –pfarrern liegen, werden bei der Zuteilung von Stellenanteilen aufgrund des Merkmals „zusätzliche Predigtstellen“ nicht berücksichtigt.

· In den Prälaturstädten ist es u.U. möglich, eine halbe landeskirchliche Jugendpfarrstelle (mit Dienstauftrag für die Prälatur), die von der Landeskirche zur Verfügung gestellt wird, mit einer halben gemeindebezogenen Sonderpfarrstelle für Jugendarbeit aus dem Kontingent des Gemeindepfarrdiensts oder mit einer halben Gemeindepfarrstelle zu verbinden. Dies ist mit Landesjugendpfarrer Wildermuth im Dezernat 2 abzusprechen. 
· Weiter ist es möglich, dass drei Stellenanteile für „Seelsorge für Seelsorger“ im Umfang von je 50 Prozent und fünf Stellenanteile für Gehörlosenseelsorge im Umfang von je 25 Prozent mit Gemeindepfarrstellen (mit eingeschränktem Dienstauftrag) verbunden werden, so dass diese Gemeindepfarrstellen für die Zeit der Besetzung im Umfang von 100 Prozent besetzt werden können.
2 Gemeindebezogene Sonderpfarrstellen („Gemeindesonderpfarrstellen“)
2.1 Was ist das?

In manchen Kirchenbezirken besteht das Interesse, Arbeitsbereiche, die in jedem Gemeindepfarramt enthalten sind, auf einer Pfarrstelle „zusammenzuziehen“. Dies ist in Form von gemeindebezogenen Sonderpfarrstellen („Gemeindesonderpfarrstellen“) möglich. Dies kann auch kirchenbezirksübergreifend geschehen, indem Absprachen getroffen und Stellenanteile zwischen Kirchenbezirken übertragen werden. Auch die aktuell bestehende gemeindebezogene Sonderpfarrstelle Ulm/Alb-Donau Diakonieverband erfordert frühzeitige Absprachen zwischen den beteiligten Kirchenbezirken. Über die Zuordnung dieser Pfarrstellen müssen in den bezirklichen Stellenverteilungskonzepten Angaben gemacht werden.

Bei den gemeindebezogenen Sonderpfarrstellen handelt es sich um landeskirchliche Sonderpfarrstellen, die Kirchengemeinden, Gesamtkirchengemeinden oder einem Kirchenbezirk zugeordnet werden. Bei einem entsprechenden Antrag des Kirchenbezirks kann eine Umwandlung in eine Gemeindepfarrstelle erfolgen.

Gegenwärtig gibt es gemeindebezogene Sonderpfarrstellen vor allem für Diakonie, Jugend, Erwachsenenbildung, Öffentlichkeitsarbeit, Religionsunterricht, Schulseelsorge
, Hochschulseelsorge, Krankenhausseelsorge, Altenheimseelsorge. Es muss sich dabei um Inhalte handeln, die eindeutig dem in § 5 WürttPfG vorgesehenen Aufgabenspektrum des Pfarrdienstes zugeordnet werden können.

Bei gemeindebezogenen Sonderpfarrstellen, für die es in der Urlaubs- und Stellvertretungsverordnung ein Pendant bei den landeskirchlichen Sonderpfarrstellen gibt (Krankenhaus-, Alten(pflege)heimseelsorge, Jugend-, Hochschulpfarrstelle), soll hinsichtlich Präsenz- und Residenzpflicht wie dort verfahren werden. Zur Befreiungsmöglichkeit von der Verpflichtung des Wohnlastpflichtigen, eine Dienstwohnung zur Verfügung stellen zu müssen: siehe § 19 Abs. 4 Pfarrbesoldungsgesetz. In allen anderen Fällen soll der Einzelfall geprüft werden, möglichst bereits schon im Zusammenhang mit der Erstellung der bezirklichen Stellenverteilungskonzepte. So kann es für gleiche Stellenarten in verschiedenen Kirchenbezirken verschiedene Festlegungen geben. Die Fachdezernate sind dazu zu hören.

Die Befristung der Amtszeit soll grundsätzlich wie bei den landeskirchlichen Sonderpfarrstellen gehandhabt werden (§ 7 WürttPfG).

2.2 Besetzungsverfahren
Das Besetzungsverfahren für gemeindebezogene Sonderpfarrstellen richtet sich nach dem Besetzungsverfahren für Sonderpfarrstellen.
2.3 Deputat im Religionsunterricht
Für jede gemeindebezogene Sonderpfarrstelle wird ein Deputat von sechs Wochenstunden zu Grunde gelegt. Hingewiesen sei auf die Möglichkeit, dieses Deputat geschäftsordnungsmäßig auf andere Pfarrstellen zu übertragen
. Auf diese Weise kann auch eine gemeindebezogene Sonderpfarrstelle für Religionsunterricht gebildet werden. 

Mit gemeindebezogenen Sonderpfarrstellen, die aufgrund zusätzlicher Stellenzuweisungen innerhalb des landeskirchlichen Stellenverteilungskonzepts entstanden sind (z.B. Krankenhaus-, Reha- und Hochschulseelsorge), ist kein Deputat im Religionsunterricht verbunden.

3 Sonderaufträge im Nebenamt

3.1 Was ist das?

Es ist möglich, im Dienstauftrag einer Gemeindepfarrstelle geschäftsordnungsmäßig einen Sonderauftrag im Nebenamt auszuweisen, beispielsweise für Diakonie, Jugend, Erwachsenenbildung, Öffentlichkeitsarbeit, Religionsunterricht, Hochschulseelsorge, Krankenhausseelsorge, Altenheimseelsorge. Es muss sich dabei um Funktionen handeln, die dem in § 13 Pfarrergesetz vorgesehenen Aufgabenspektrum des Pfarrdienstes zugeordnet werden können. Nur solche Aufgaben sollten in der Geschäftsordnung als Sonderaufträge im Nebenamt festgelegt werden, die langfristig mit dieser konkreten Stelle verbunden sein sollen. Hierbei ist Nr. 12 a) der Ausführungsverordnung zum Pfarrstellenbesetzungsgesetz zu beachten. Besetzungsbezogene Bezirksaufgaben, zu denen generell jeder Gemeindepfarrer und jede Gemeindepfarrerin verpflichtet ist, sind keine Sonderaufträge im Nebenamt.
Aus Sicht der Pfarrervertretung wäre dabei zu betonen, dass eine zu starke Anreicherung von Dienstaufträgen mit Aufgaben in verschiedenen Sonderbereichen („patchwork-Dienstauftrag“) zu große Organisations- und Loyalitätsprobleme aufwirft und deshalb vermieden werden sollte.
3.2 Besetzungsverfahren

Bei der geschäftsordnungsmäßigen Verbindung eines Sonderauftrags mit einer Pfarrstelle ist nicht § 2 Abs. 6 a) Pfarrstellenbesetzungsgesetz, sondern § 5 Pfarrstellenbesetzungsgesetz anzuwenden mit der Folge, dass das Besetzungsgremium zunächst für die Gemeindepfarrstelle gebildet wird, das dann Vertreter des Arbeitsbereichs hört. Das Besetzungsgremium entscheidet, ob es den Antrag stellt, die Vertreter des Arbeitsbereichs zu Mitgliedern des Besetzungsgremiums mit Stimmrecht zu berufen. Der Oberkirchenrat empfiehlt dringend, dass Vertreterinnen und Vertreter des besonderen Arbeitsbereichs in ausreichender Zahl und mit Stimmrecht als weitere Mitglieder des Besetzungsgremiums vorgeschlagen und berufen werden (nach § 5 und §6 PfStBG).

Den Besetzungsgremien gehört ohnehin ein Bezirksvertreter an, der von der Bezirkssynode gewählt wird. Einige Kirchenbezirke informieren bzw. schulen diese Bezirksvertreter speziell. Für eine weitergehende Einflussnahme des Kirchenbezirksausschusses auf die Besetzungsgremien gibt es daneben bisher keinen weiteren Raum.

Für weitere Rückfragen hierzu wenden Sie sich bitte an den Evangelischen Oberkirchenrat, dort an das Sekretariat des Referats 8.4 (DW -372).
3.3 Festlegung des Dienstauftrags

Sonderaufträge im Nebenamt können, müssen aber nicht prozentual quantifiziert werden (gewöhnlich ab 25 bis maximal 50 Prozent).

Es ist auf eine möglichst klare, realistische und begrenzte Formulierung der Inhalte und des Umfangs des Dienstauftrags zu achten. Für die Inhalte ist nicht der Kirchengemeinderat der Gemeindepfarrstelle zuständig, sondern in der Praxis wird der Oberkirchenrat das Dekanatamt um die Formulierung eines Vorschlags bitten; das Dekanatamt wird in der Regel die Betroffenen hierzu anhören.
3.4 Deputat im Religionsunterricht 

Bei geschäftsordnungsmäßig verbundenen Sonderaufträgen im Nebenamt, die aufgrund zusätzlicher Stellenzuweisungen innerhalb des landeskirchlichen Stellenverteilungskonzepts entstanden sind (z.B. Krankenhaus-, Reha- und Hochschulseelsorge), errechnet sich das Deputat aus dem Umfang der Pfarrstelle ohne Sonderauftrag im Nebenamt (also aus dem Umfang des für die Kirchengemeinde verbleibenden Anteils der Pfarrstelle): vier Wochenstunden bei 50% Gemeindeanteil (was dem Deputat eines auf die Hälfte eingeschränkten Dienstauftrags entspricht), sechs Wochenstunden bei 75% Gemeindeanteil. In allen anderen Fällen wirkt sich ein Sonderauftrag im Nebenamt nicht auf die Höhe des sich aufgrund der Größe des Seelsorgebezirks ergebenden RU-Deputats aus.

Da es in der Praxis nur schwer möglich ist, allen drei Schwerpunkten (Gemeinde, Religionsunterricht, Sonderdienst) angemessen gerecht zu werden, empfiehlt der Oberkirchenrat, das Deputat geschäftsordnungsmäßig auf andere Pfarrstellen zu übertragen.
________

Protokoll 
der wichtigsten Änderungen und Ergänzungen nach der ersten Veröffentlichung:

� Bei gemeindebezogenen Sonderpfarrstellen für Schulseelsorge sollte die Schulseelsorge max. 25% des Dienstauftrags umfassen.


� Die Pfarrervertretung ist allerdings der Auffassung, dass in solchen Fällen keine Übertragung stattfinden sollte, da es sonst im Bezirk zu schwer vermittelbaren Überschreitungen der Deputatsgrößen gemäß der Deputatsverordnung komme.
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